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Botschaft von Papst Johannes Paul II. zur
Feier des Weltfriedenstages am 1. Januar
2004

Eine stets aktuelle Aufgabe: Zum Frieden erziehen

Ich wende mich an euch, Lenker der Nationen, die ihr
die Pflicht habt, Frieden zu stiften!

An euch, Juristen, die ihr darum bemüht seid, durch die
Erarbeitung von Vereinbarungen und Verträgen, wel-
che die völkerrechtliche Legalität bestärken, Wege für
ein friedliches Einvernehmen abzustecken!

An euch, Erzieher der Jugend, die ihr auf jedem Erdteil
unermüdlich dafür arbeitet, die Gewissen auf dem Weg
der Verständigung und des Dialogs zu bilden!

Und ich wende mich auch an euch, Männer und
Frauen, die ihr versucht seid, zum inakzeptablen Mittel
des Terrorismus zu greifen, wodurch ihr im Grunde die
Sache, für die ihr kämpft, in Frage stellt!

Hört alle den demütigen Appell des Nachfolgers Petri,
der laut ruft: Heute noch, zu Beginn des neuen Jahres
2004, ist der Friede möglich. Und wenn der Friede
möglich ist, dann ist er auch geboten!

Eine konkrete Initiative

1. Meine erste Botschaft zum Weltfriedenstag Anfang
Januar 1979 stand unter dem Thema: „Zum Frieden
erziehen, um zum Frieden zu gelangen“.

Jene Neujahrsbotschaft folgte den Spuren, die Papst
Paul VI. seligen Angedenkens vorgezeichnet hat, der
den 1. Januar eines jeden Jahres als Weltgebetstag für

den Frieden feiern wollte. Ich erinnere an die Worte
des verstorbenen Papstes zum Jahresbeginn 1968: „Wir
würden es begrüßen, wenn sich jedes Jahr diese Feier
wiederholen könnte als Wunsch und Gelöbnis, an den
Anfang des Jahres, das die Zeit unseres menschlichen
Daseins misst und beschreibt, den Frieden zu stellen,
um in seiner gerechten und wohltuenden Ausgegli-
chenheit die geschichtlichen Entwicklungen der Zukunft
zu bestimmen“.1

Indem ich mir das Versprechen meines verehrten Vor-
gängers auf der Cathedra Petri zu eigen machte, wollte
ich jedes Jahr die edle Tradition fortführen, den ersten
Tag des bürgerlichen Jahres dem Nachdenken über und
dem Gebet für den Frieden in der Welt zu widmen.

In den fünfundzwanzig Jahren meines Pontifikats, die
mir der Herr bisher gewährt hat, habe ich nicht aufge-
hört, meine Stimme gegenüber der Kirche und der Welt
zu erheben, um Glaubende wie alle Menschen guten
Willens einzuladen, sich der Sache des Friedens anzu-
nehmen, um zur Verwirklichung dieses wichtigen Gutes
beizutragen und um dadurch der Welt eine bessere Ära
in frohem Zusammenleben und gegenseitiger Achtung
zu sichern.

Auch dieses Jahr verspüre ich die Pflicht, Männer und
Frauen aller Kontinente zur Feier eines neuerlichen
Weltfriedenstages einzuladen. Die Menschheit muss in
der Tat heute mehr denn je den Weg der Einmütigkeit
wiederfinden, der von Egoismen und Hass, von Herrsch-
sucht und Rachsucht erschüttert wird.

Die Wissenschaft des Friedens

2. Die elf Botschaften, die Papst Paul VI. an die Welt ge-
richtet hat, haben allmählich die Koordinaten des
Weges abgesteckt, der beschritten werden muss, um
zum Ideal des Friedens zu gelangen. Nach und nach
hat dieser große Papst die verschiedenen Kapitel einer
wahren und eigentlichen „Wissenschaft des Friedens“
beleuchtet. Es kann hilfreich sein, sich die Themen der
Botschaften wieder ins Gedächtnis zu rufen, die uns der
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Montini-Papst zu diesem Anlass hinterlassen hat.2 Jede
von ihnen besitzt noch heute große Aktualität. Ja, an-
gesichts des Dramas der Kriege, die zu Beginn des Drit-
ten Jahrtausends weiterhin die Straßen der Welt, vor al-
lem im Nahen Osten, mit Blut überziehen, erheben sich
jene Schriften in manchen Passagen zu prophetischen
Mahnungen.

Die Friedensfibel

3. Im Laufe dieser fünfundzwanzig Jahre meines Ponti-
fikats habe ich meinerseits versucht, auf dem von mei-
nem verehrten Vorgänger eingeschlagenen Weg wei-
terzugehen. Zu Beginn eines jeden neuen Jahres habe
ich die Menschen guten Willens aufgerufen, über die
verschiedenen Aspekte eines geordneten Zusammenle-
bens im Lichte der Vernunft und des Glaubens nachzu-
denken.

Auf diese Weise ist eine Zusammenfassung der Lehre
über den Frieden entstanden, die gleichsam eine Fibel
zu diesem wichtigen Thema darstellt: eine Fibel, die für
jeden recht gesinnten Menschen einfach zu verstehen
ist, die sich aber zugleich mit ihrem äußerst an-
spruchsvollen Gehalt an alle wendet, denen das Los der
Menschheit ein echtes Anliegen ist.3

Die verschiedenen Aspekte des Prismas Frieden sind
nunmehr reichlich beleuchtet worden. Es bleibt jetzt
nichts anderes zu tun als daran zu arbeiten, dass die
Ideale des friedlichen Zusammenlebens mit seinen kla-
ren Erfordernissen ins Bewusstsein der Einzelnen und
der Völker dringt. Für uns Christen ist die Aufgabe, uns
selbst und die anderen zum Frieden zu erziehen, ein
Wesenszug unserer Religion. Den Frieden zu verkünden
bedeutet nämlich für den Christen Christus, der „unser
Friede ist“ (Eph 2,14), und sein Evangelium, das „Evan-
gelium vom Frieden“ (Eph 6,15), zu verkündigen, als
auch alle an die Seligpreisung zu erinnern, „Friedens-
stifter“ zu sein (vgl. Mt 5,9).

Die Erziehung zum Frieden

4. In meiner Botschaft zum Weltfriedenstag am 1. Ja-
nuar 1979 habe ich bereits den Aufruf „Zum Frieden er-
ziehen, um zum Frieden zu gelangen“ vorgelegt. Dies ist
heute dringender denn je, da die Menschen angesichts
der Tragödien, die fortwährend die Menschheit be-
drücken, versucht sind, dem Fatalismus nachzugeben,
als ob der Friede ein unerreichbares Ideal wäre.

Die Kirche hat jedoch stets gelehrt und lehrt heute noch
einen sehr einfachen Grundsatz: Der Friede ist mög-
lich. Mehr noch, die Kirche wird nicht müde zu wieder-
holen: Der Friede ist geboten. Er muss auf den vier Pfei-
lern aufgebaut werden, die der selige Johannes XXIII. in
seiner Enzyklika Pacem in terris aufgezeigt hat, nämlich

auf der Wahrheit, der Gerechtigkeit, der Liebe und der
Freiheit. Allen, die den Frieden lieben, wird daher eine
Pflicht auferlegt, und zwar jene, die jungen Generatio-
nen zu diesen Idealen zu erziehen, um eine bessere Zeit
für die ganze Menschheit vorzubereiten.

Die Erziehung zur Legalität

5. Zu dieser Aufgabe der Erziehung zum Frieden gesellt
sich mit besonderer Dringlichkeit die Notwendigkeit,
die einzelnen Menschen und die Völker anzuleiten, die
internationale Ordnung zu achten und die von den Au-
toritäten, ihren legitimen Vertretern, übernommenen
Verpflichtungen zu beachten. Der Friede und das Völ-
kerrecht sind eng miteinander verbunden: das Recht
begünstigt den Frieden.

Seit den Anfängen der Zivilisation waren die sich he-
rausbildenden Gruppierungen unter den Menschen da-
rauf bedacht, untereinander Übereinkommen und Ver-
träge abzuschließen, die den willkürlichen Gebrauch
der Gewalt vermeiden und in den mit der Zeit auftre-
tenden Streitigkeiten den Versuch einer friedlichen Lö-
sung ermöglichen sollten. Auf diese Weise entstand all-
mählich neben den Rechtsordnungen der einzelnen Völ-
ker ein weiterer Komplex von Normen, der mit dem
Namen ius gentium (Recht der Völker) bezeichnet
wurde. Im Laufe der Zeit hat es angesichts der ge-
schichtlichen Ereignisse in den verschiedenen Völkern
weitere Verbreitung und Präzisierungen erfahren.

Eine starke Beschleunigung erfuhr dieser Prozess mit
der Entstehung der modernen Staaten. Seit dem
16. Jahrhundert bemühten sich Juristen, Philosophen
und Theologen um die Erarbeitung der verschiedenen
Abschnitte des Völkerrechts, das sie in den grundle-
genden Postulaten des Naturrechts verankerten. Auf
diesem Weg nahmen allgemeine Prinzipien, die dem
innerstaatlichen Recht vorausgehen und es übertreffen
und die der Einheit und der gemeinsamen Berufung
der Menschheitsfamilie Rechnung tragen, mit zuneh-
mender Kraft Gestalt an.

Eine zentrale Stellung unter all diesen Prinzipien nimmt
mit Sicherheit der Grundsatz „pacta sunt servanda“
ein: die mit freiem Willen unterzeichneten Abkommen
müssen eingehalten werden. Dies ist der Angelpunkt
und die unabdingbare Voraussetzung jeder Beziehung
zwischen verantwortlich handelnden Vertragsparteien.
Ihre Verletzung kann nur eine Situation der Gesetzlo-
sigkeit und daraus folgender Spannungen und Ge-
gensätze einleiten, die durchaus nachhaltige negative
Rückwirkungen haben könnte. Der Hinweis auf diese
Grundregel erweist sich vor allem bei jenen Anlässen
als angemessen, in denen sich die Versuchung bemerk-
bar macht, lieber auf das Recht des Stärkeren als auf
die Kraft des Rechtes zu setzen.



Einer dieser Anlässe war ohne Zweifel das Drama, das
die Menschheit während des Zweiten Weltkrieges
durchgemacht hat: ein Abgrund von Gewalt, Zerstörung
und Tod, wie man ihn niemals zuvor kennen gelernt
hatte.

Die Befolgung des Rechtes

6. Dieser Krieg mit seinem Schrecken und schauerli-
chen Verletzungen der Würde des Menschen, zu denen
er Anlass geboten hat, führte zu einer tiefgreifenden
Erneuerung der internationalen Rechtsordnung. Ins
Zentrum eines weitgehend aktualisierten normgeben-
den und institutionellen Systems wurden der Schutz
und die Sicherung des Friedens gestellt. Um über den
Frieden und die Sicherheit auf globaler Ebene zu wa-
chen sowie um das Bemühen der Staaten um die Wah-
rung und Gewährleistung dieser fundamentalen Güter
der Menschheit zu ermutigen, richteten die Regierungen
eigens eine Organisation ein – die Organisation der Ver-
einten Nationen – mit einem mit weitreichenden Hand-
lungsvollmachten ausgestatteten Sicherheitsrat. Als An-
gelpunkt des Systems wurde das Verbot der Gewaltan-
wendung aufgestellt. Ein Verbot, das nach dem be-
kannten Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen
nur zwei Ausnahmen vorsieht. Die eine bestätigt das
natürliche Recht auf legitime Verteidigung, die nach
den vorgesehenen Bedingungen und im Bereich der
Vereinten Nationen auszuüben ist: folglich auch inner-
halb der traditionellen Grenzen der Notwendigkeit und
der Verhältnismäßigkeit.

Die andere Ausnahme besteht im kollektiven Sicher-
heitssystem, das dem Sicherheitsrat die Zuständigkeit
und Verantwortung auf dem Gebiet der Aufrechterhal-
tung des Friedens mit Entscheidungsvollmacht und
weitgehender Ermessensfreiheit zuspricht.

Das mit der Charta der Vereinten Nationen ausgear-
beitete System hätte „künftige Geschlechter vor der
Geißel des Krieges bewahren“ sollen, „die zweimal zu
unseren Lebzeiten unsagbares Leid über die Mensch-
heit gebracht hat“.4 Die Spaltung der internationalen
Gemeinschaft in einander feindlich gegenüberstehende
Blöcke, der Kalte Krieg auf einem Teil des Erdballs so-
wie die in anderen Regionen ausgebrochenen gewalt-
samen Konflikte haben jedoch in den nachfolgenden
Jahrzehnten ein zunehmendes Abrücken von den Pro-
gnosen und Erwartungen der unmittelbaren Nach-
kriegszeit verursacht.

Eine neue internationale Ordnung

7. Dennoch muss man anerkennen, dass die Organisa-
tion der Vereinten Nationen trotz der Grenzen und Ver-
zögerungen, die großteils auf Versäumnisse ihrer Mit-
glieder zurückzuführen sind, durch die Aufbereitung

des kulturellen und institutionellen Bodens für den Auf-
bau des Friedens bedeutend dazu beigetragen hat, die
Achtung der Menschenwürde, die Freiheit der Völker
und den Anspruch auf Entwicklung zu fördern.

Die nationalen Regierungen werden eine starke Ermu-
tigung für ihre Tätigkeit aus der Feststellung schöpfen,
dass die Ideale der Vereinten Nationen insbesondere
durch die konkreten Solidaritäts- und Friedensgesten
vieler Menschen, die in Nichtregierungsorganisationen
und in Menschenrechtsbewegungen arbeiten, weit ver-
breitet sind.

Es handelt sich um einen bedeutsamen Ansporn zu 
einer Reform, die die Organisation der Vereinten Natio-
nen für die Erreichung ihrer noch immer gültigen 
satzungsgemäßen Ziele funktionsfähig machen soll: 
„Die Menschheit braucht jedoch heute, angesichts einer
neuen und schwierigeren Phase ihrer authentischen
Entwicklung, ... einen höheren Grad internationaler
Ordnung“.5 Die Staaten müssen dieses Ziel als eine 
klare moralische und politische Verpflichtung ansehen,
die Klugheit und Entschlossenheit verlangt. Ich er-
neuere den Wunsch, den ich 1995 ausgesprochen habe:
„Es ist notwendig, dass die Organisation der Vereinten
Nationen sich immer mehr aus dem kalten Stadium 
einer administrativen Institution zu dem eines morali-
schen Zentrums erhebt, in dem sich alle Nationen der
Welt zu Hause fühlen und ihr gemeinsames Bewusst-
sein entfalten, sozusagen eine ,Familie der Nationen’ zu
sein“.6

Die unheilvolle Plage des Terrorismus

8. Nur mit Mühe kann das Völkerrecht heute Lösungen
für die Konfliktsituationen anbieten, die von der verän-
derten Gestalt der gegenwärtigen Welt herrühren. Unter
den Trägern dieses Konfliktpotentials finden sich oft
nichtstaatliche Akteure: Gruppen, die aus dem Zerfall
der Staaten hervorgegangen sind, sei es in Verbindung
mit Unabhängigkeitsforderungen oder im Zusammen-
hang mit rücksichtslosen kriminellen Organisationen.
Eine Rechtsordnung von Normen, die im Laufe der
Jahrhunderte ausgearbeitet wurden, um die Beziehun-
gen zwischen souveränen Staaten zu regeln, tut sich
schwer, Konflikten entgegenzutreten, in denen auch
Gruppen agieren, die sich nicht nach den herkömmli-
chen Wesensmerkmalen der Staatlichkeit erfassen las-
sen. Dies gilt insbesondere im Fall terroristischer Ver-
einigungen.

Die Plage des Terrorismus ist in diesen Jahren aggres-
siver geworden und hat abscheuliche Massaker verübt,
die den Weg des Dialogs und der Verhandlung immer
hindernisreicher machten, da sie besonders im Nahen
Osten die Gemüter erbittert und die Probleme verschärft
haben.
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Um erfolgreich zu sein, kann sich jedoch der Kampf ge-
gen den Terrorismus nicht bloß in Unterdrückungs- und
Strafaktionen erschöpfen. Es ist unbedingt erforderlich,
dass der – gleichwohl notwendige – Rückgriff auf Gewalt
begleitet ist von einer mutigen, nüchternen Analyse der
Beweggründe, die den terroristischen Anschlägen zu-
grunde liegen. Zugleich muss der Einsatz gegen den
Terrorismus auch auf der politischen und pädagogi-
schen Ebene seinen Ausdruck finden: einerseits durch
Beseitigung der Ursachen von Unrechtssituationen, die
häufig Auslöser blutigster Verzweiflungstaten sind; an-
dererseits dadurch, dass man sich für eine Bildung ein-
setzt, die von der Achtung vor dem menschlichen Leben
unter allen Umständen inspiriert ist. Die Einheit des
Menschengeschlechtes ist in der Tat stärker als zufällige
Entzweiungen, die Menschen und Völker voneinander
trennen.

Im notwendigen Kampf gegen den Terrorismus ist das
Völkerrecht nun aufgerufen, juridische Prozeduren zu
erarbeiten, die mit wirksamen Mechanismen zur Vor-
beugung, Kontrolle und Bekämpfung von Verbrechen
ausgestattet sind. Die demokratischen Regierungen wis-
sen jedenfalls sehr wohl, dass die Anwendung von Ge-
walt gegenüber Terroristen den Verzicht auf die rechts-
staatlichen Prinzipien nicht rechtfertigen kann. Politi-
sche Entscheidungen, die ohne Rücksicht auf die Grund-
rechte des Menschen den Erfolg suchen, wären inak-
zeptabel: Der Zweck heiligt niemals die Mittel!

Der Beitrag der Kirche

9. „Selig, die Frieden stiften; denn sie werden Söhne
Gottes genannt werden“ (Mt 5,9). Wie könnte dieses
Wort, das zum Einsatz im unermesslich weiten Feld
des Friedens auffordert, so starken Widerhall im Her-
zen des Menschen finden, wenn es nicht einer Sehn-
sucht und einer Hoffnung entspräche, die unzerstörbar
in uns lebendig sind? Und aus welchem anderen Grund
sollen die Friedensstifter Söhne Gottes genannt wer-
den, wenn nicht deshalb, weil Gott von Natur aus der
Gott des Friedens ist? Eben darum enthält die Heilsbot-
schaft, deren Verbreitung in der Welt die Kirche dient,
Lehrelemente von grundsätzlicher Bedeutung für die
Erarbeitung der Prinzipien, die für ein friedliches Zu-
sammenleben zwischen den Völkern notwendig sind.

Die geschichtlichen Ereignisse lehren uns, dass der Auf-
bau des Friedens nicht von der Achtung einer sittlichen
und rechtlichen Ordnung absehen kann, gemäß dem
antiken Sprichwort: „Serva ordinem et ordo servabit
te“ (Halte die Ordnung ein, und die Ordnung wird dich
erhalten). Das internationale Recht muss der Vorherr-
schaft des Gesetzes des Stärkeren den Boden entzie-
hen. Sein Hauptzweck besteht darin, „die materielle
Stärke der Waffen durch die moralische Stärke des
Rechtes“ 7 zu ersetzen, indem es angemessene Sanktio-

nen gegen die Gesetzesbrecher sowie adäquate Ent-
schädigungen für die Opfer vorsieht. Das muss auch für
jene Regierenden gelten, die unter dem inakzeptablen
Vorwand, es handle sich um innere Angelegenheiten
ihres Staates, die Würde und die Rechte des Menschen
ungestraft verletzen.

In meiner Ansprache an das beim Heiligen Stuhl ak-
kredidierte Diplomatische Corps am 13. Januar 1997
habe ich das Völkerrecht als ein erstrangiges Instru-
ment für die Schaffung des Friedens anerkannt: „Das
internationale Recht war lange Zeit ein Recht des Krie-
ges und des Friedens. Ich glaube, dass es mehr und
mehr dazu berufen ist, ausschließlich zu einem Recht
des Friedens zu werden, wobei der Friede als Voraus-
setzung für Gerechtigkeit und Solidarität verstanden
werden soll. In diesem Kontext muss die Moral das
Recht fruchtbar machen; sie kann sogar dem Recht in
dem Maße vorgreifen, wie sie ihm die Richtung dessen,
was gerecht und gut ist, aufzeigt“.8

Im Laufe der Jahrhunderte hat die Kirche durch die phi-
losophische und theologische Reflexion zahlreicher
christlicher Denker einen erheblichen Lehrbeitrag zur
Ausrichtung des Völkerrechts auf das Gemeinwohl der
ganzen Menschheitsfamilie erbracht. Vornehmlich in der
Geschichte der Gegenwart haben die Päpste nicht gezö-
gert, die Bedeutung des internationalen Rechtes als Ge-
währ für den Frieden zu unterstreichen, in der Über-
zeugung, dass „für die Menschen, die Frieden stiften, die
Saat der Gerechtigkeit ausgestreut wird“ (Jak 3,18). Auf
diesem Weg engagiert sich die Kirche mit den ihr eige-
nen Mitteln – im unvergänglich hellen Licht des Evange-
liums und mit der unentbehrlichen Hilfe des Gebetes.

Die Zivilisation der Liebe

10. Zum Abschluss dieser Überlegungen halte ich es je-
doch für notwendig, daran zu erinnern, dass für die
Aufrichtung des wahren Friedens in der Welt die Ge-
rechtigkeit ihre Vervollständigung in der Liebe finden
muss. Gewiss ist das Recht der erste Weg, der einge-
schlagen werden muss, um zum Frieden zu gelangen.
Und die Völker sollen zur Achtung dieses Rechtes erzo-
gen werden. Man wird aber nicht das Ende des Weges
erreichen, wenn nicht die Liebe die Gerechtigkeit er-
gänzt. Gerechtigkeit und Liebe erscheinen manchmal
wie gegensätzliche Kräfte. In Wahrheit sind sie nur die
zwei Gesichter ein und derselben Wirklichkeit, zwei Di-
mensionen der menschlichen Existenz, die sich gegen-
seitig vervollständigen müssen. Die geschichtliche Er-
fahrung kann dies bestätigen. Sie zeigt, wie es der Ge-
rechtigkeit oft nicht gelingt, sich vom Groll, vom Hass
und nicht einmal von der Grausamkeit zu befreien. Die
Gerechtigkeit allein genügt nicht. Im Gegenteil, sie kann
bis zur Selbstverneinung gehen, wenn sie sich nicht je-
ner tieferen Kraft öffnet, die die Liebe ist.
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Deswegen habe ich die Christen und alle Menschen
guten Willens immer wieder an die Notwendigkeit der
Vergebung erinnert, um die Probleme sowohl der Ein-
zelnen wie auch der Völker zu lösen. Es gibt keinen
Frieden ohne Versöhnung! Ich wiederhole es auch bei
dieser Gelegenheit, wobei ich besonders die Krise vor
Augen habe, die in Palästina und im Mittleren Osten
weiter um sich greift: Eine Lösung für die sehr ernsten
Probleme, unter denen die Bevölkerungen jener Regio-
nen schon allzu lange zu leiden haben, wird man nicht
finden, solange man sich nicht entschließt, die Logik
der einfachen Gerechtigkeit zu überwinden, um sich
auch der Logik der Vergebung zu öffnen.

Der Christ weiß, dass die Liebe der Grund ist, weshalb
Gott mit dem Menschen in Beziehung tritt. Und ebenso
ist es die Liebe, die Gott sich als Antwort vom Men-
schen erwartet. Die Liebe ist darum auch die erhabenste
und vornehmste Beziehungsform der Menschen unter-
einander. Die Liebe soll daher jeden Bereich des
menschlichen Lebens beseelen und sich desgleichen auf
die internationale Ordnung ausdehnen. Nur eine
Menschheit, in der die „Zivilisation der Liebe“ herrscht,
wird sich eines wahren und bleibenden Friedens er-
freuen können.

Zu Beginn eines neuen Jahres möchte ich die Frauen
und Männer aller Sprachen, Religionen und Kulturen an
den antiken Leitspruch erinnern: „Omnia vincit amor“
(Die Liebe besiegt alles). Ja, liebe Brüder und Schwes-
tern in jedem Teil der Welt, am Ende wird die Liebe 
siegen! Ein jeder bemühe sich, diesen Sieg zu be-
schleunigen. Denn nach ihm sehnt sich im Grunde das
Herz aller.

Aus dem Vatikan, am 8. Dezember 2003.
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Nr. 259

Ordnung über den kirchlichen 
Datenschutz – KDO 

Präambel

Aufgabe der Datenverarbeitung im kirchlichen Bereich
ist es, die Tätigkeit der Dienststellen und Einrichtungen
der Katholischen Kirche zu fördern. Dabei muss ge-
währleistet sein, dass der Einzelne durch den Umgang
mit seinen personenbezogenen Daten in seinem Per-
sönlichkeitsrecht geschützt wird. Aufgrund des Rech-
tes der Katholischen Kirche, ihre Angelegenheiten selbst
zu regeln, wird zu diesem Zweck die folgende Ordnung
erlassen: 

§ 1 Zweck und Anwendungsbereich

(1) Zweck dieser Ordnung ist es, den Einzelnen davor
zu schützen, dass er durch den Umgang mit seinen
personenbezogenen Daten in seinem Persönlich-
keitsrecht beeinträchtigt wird.

(2) Diese Ordnung gilt für die Erhebung, Verarbeitung
und Nutzung personenbezogener Daten durch:

1. das Bistum, die Kirchengemeinden, die Kir-
chenstiftungen und die Kirchengemeindever-
bände, 

2. den Deutschen Caritasverband, die Diözesan-
Caritasverbände, ihre Untergliederungen und
ihre Fachverbände ohne Rücksicht auf ihre
Rechtsform,

3. die kirchlichen Körperschaften, Stiftungen, An-
stalten, Werke, Einrichtungen und die sonstigen
kirchlichen Rechtsträger ohne Rücksicht auf ihre
Rechtsform. 

(3) Soweit besondere kirchliche oder staatliche Rechts-
vorschriften auf personenbezogene Daten ein-
schließlich deren Veröffentlichung anzuwenden
sind, gehen sie den Vorschriften dieser Ordnung
vor. Die Verpflichtung zur Wahrung des Beicht-
und Seelsorgegeheimnisses, anderer gesetzlicher
Geheimhaltungspflichten oder von anderen Berufs-
oder besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf
gesetzlichen Vorschriften beruhen, bleibt un-
berührt. 

§ 2 Begriffsbestimmungen

(1) Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über
persönliche oder sachliche Verhältnisse einer be-
stimmten oder bestimmbaren natürlichen Person
(Betroffener).

(2) Automatisierte Verarbeitung ist die Erhebung, Ver-
arbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten
unter Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen. Eine
nicht automatisierte Datei ist jede nicht automati-
sierte Sammlung personenbezogener Daten, die
gleichartig aufgebaut ist und nach bestimmten
Merkmalen zugänglich ist und ausgewertet wer-
den kann.

(3) Erheben ist das Beschaffen von Daten über den
Betroffenen. 

(4) Verarbeiten ist das Speichern, Verändern, Über-
mitteln, Sperren und Löschen personenbezogener
Daten. Im Einzelnen ist, ungeachtet der dabei an-
gewendeten Verfahren, 

1. Speichern das Erfassen, Aufnehmen oder Auf-
bewahren personenbezogener Daten auf einem
Datenträger zum Zwecke ihrer weiteren Verar-
beitung oder Nutzung, 

2. Verändern das inhaltliche Umgestalten gespei-
cherter personenbezogener Daten, 

3. Übermitteln das Bekanntgeben gespeicherter
oder durch Datenverarbeitung gewonnener per-
sonenbezogener Daten an einen Dritten in der
Weise, dass

a) die Daten an den Dritten weitergegeben wer-
den oder

b) der Dritte zur Einsicht oder zum Abruf be-
reitgehaltene Daten einsieht oder abruft,

4. Sperren das Kennzeichnen gespeicherter perso-
nenbezogener Daten, um ihre weitere Verarbei-
tung oder Nutzung einzuschränken, 

5. Löschen das Unkenntlichmachen gespeicherter
personenbezogener Daten. 

(5) Nutzen ist jede Verwendung personenbezogener
Daten, soweit es sich nicht um Verarbeitung han-
delt. 

(6) Anonymisieren ist das Verändern personenbezo-
gener Daten derart, dass die Einzelangaben über
persönliche oder sachliche Verhältnisse nicht mehr
oder nur mit einem unverhältnismäßig großen Auf-
wand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft einer be-
stimmten oder bestimmbaren natürlichen Person
zugeordnet werden können. 

Verordnung des Erzbischofs
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(7) Pseudonymisieren ist das Ersetzen des Namens
und anderer Identifikationsmerkmale durch ein
Kennzeichen zu dem Zweck, die Bestimmung des
Betroffenen auszuschließen oder wesentlich zu er-
schweren.

(8) Verantwortliche Stelle ist jede Person oder Stelle,
die personenbezogene Daten für sich selbst erhebt,
verarbeitet oder nutzt oder dies durch andere im
Auftrag vornehmen lässt.

(9) Empfänger ist jede Person oder Stelle, die Daten er-
hält. Dritter ist jede Person oder Stelle außerhalb
der verantwortlichen Stelle. Dritte sind nicht der
Betroffene sowie diejenigen Personen und Stellen,
die im Geltungsbereich dieser Ordnung personen-
bezogene Daten im Auftrag erheben, verarbeiten
oder nutzen.

(10) Besondere Arten personenbezogener Daten sind
Angaben über die rassische und ethnische Her-
kunft, politische Meinungen, religiöse oder philo-
sophische Überzeugungen, Gewerkschaftszu-
gehörigkeit, Gesundheit oder Sexualleben. Dazu
gehört nicht die Zugehörigkeit zu einer Kirche oder
sonstigen Religionsgemeinschaft.

(11) Mobile personenbezogene Speicher- und Verarbei-
tungsmedien sind Datenträger

1. die an den Betroffenen ausgegeben werden,

2. auf denen personenbezogene Daten über die
Speicherung hinaus durch die ausgebende oder
eine andere Stelle automatisiert verarbeitet wer-
den können und

3. bei denen der Betroffene diese Verarbeitung nur
durch den Gebrauch des Mediums beeinflussen
kann.

§ 2 a Datenvermeidung und Datensparsamkeit

Gestaltung und Auswahl von Datenverarbeitungssyste-
men haben sich an dem Ziel auszurichten, keine oder so
wenig personenbezogene Daten wie möglich zu erhe-
ben, zu verarbeiten oder zu nutzen. Insbesondere ist
von den Möglichkeiten der Anonymisierung und
Pseudonymisierung Gebrauch zu machen, soweit dies
möglich ist und der Aufwand in einem angemessenem
Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck steht.

§ 3 Zulässigkeit der Datenerhebung, -verarbeitung
oder -nutzung

(1) Die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung perso-
nenbezogener Daten ist nur zulässig, soweit 

1. diese Ordnung oder eine andere kirchliche oder
eine staatliche Rechtsvorschrift sie erlaubt oder
anordnet oder 

2. der Betroffene eingewilligt hat.

(2) Wird die Einwilligung bei dem Betroffenen einge-
holt, ist er auf den Zweck der Erhebung, Verarbei-
tung oder Nutzung sowie, soweit nach den Um-
ständen des Einzelfalles erforderlich oder auf Ver-
langen, auf die Folgen der Verweigerung der Ein-
willigung hinzuweisen. Die Einwilligung ist nur
wirksam, wenn sie auf der freien Entscheidung des
Betroffenen beruht. Sie bedarf der Schriftform, so-
weit nicht wegen besonderer Umstände eine an-
dere Form angemessen ist. Soll die Einwilligung
zusammen mit anderen Erklärungen schriftlich er-
teilt werden, ist die Einwilligungserklärung im
äußeren Erscheinungsbild der Erklärung hervor-
zuheben. 

(3) Im Bereich der wissenschaftlichen Forschung liegt
ein besonderer Umstand im Sinne von Absatz 2
Satz 3 auch dann vor, wenn durch die Schriftform
der bestimmte Forschungszweck erheblich beein-
trächtigt würde. In diesem Fall sind der Hinweis
nach Absatz 2 Satz 1 und die Gründe, aus denen
sich die erhebliche Beeinträchtigung des bestimm-
ten Forschungszweckes ergibt, schriftlich festzu-
halten.

(4) Soweit besondere Arten personenbezogener Daten
(§ 2 Absatz 10) erhoben, verarbeitet oder genutzt
werden, muss sich die Einwilligung darüber hinaus
ausdrücklich auf diese Daten beziehen.

§ 3 a Meldepflicht und Verzeichnis

(1) Die in § 1 Absatz 2 genannten Stellen sind ver-
pflichtet, Verfahren automatisierter Verarbeitung
vor Inbetriebnahme dem Diözesandatenschutzbe-
auftragten zu melden.

(2) Die Meldung hat folgende Angaben zu enthalten

1. Name und Anschrift der verantwortlichen Stelle,

2. Vorstände, Geschäftsführer oder sonstige ge-
setzliche oder nach der Verfassung der Stelle
berufene Leiter und die mit der Leitung der Da-
tenverarbeitung beauftragten Personen,

3. Zweckbestimmungen der Datenerhebung, -ver-
arbeitung oder -nutzung,

4. eine Beschreibung der betroffenen Personen-
gruppen und der diesbezüglichen Daten oder
Datenkategorien,

5. Empfänger oder Kategorien von Empfängern,
denen die Daten mitgeteilt werden können,
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6. Regelfristen für die Löschung der Daten,

7. eine geplante Datenübermittlung ins Ausland,

8. eine allgemeine Beschreibung, die es ermöglicht,
vorläufig zu beurteilen, ob die Maßnahmen nach
§ 6 KDO zur Gewährleistung der Sicherheit der
Bearbeitung angemessen sind,

9. zugriffsberechtigte Personen.

(3) Die Meldepflicht entfällt, wenn für die verantwort-
liche Stelle ein betrieblicher Datenschutzbeauftrag-
ter nach § 18 a bestellt wurde oder bei ihr höchs-
tens zehn Personen mit der Erhebung, Verarbei-
tung oder Nutzung personenbezogener Daten be-
traut sind.

(4) Die Angaben nach Absatz 2 sind von der kirchli-
chen Stelle in einem Verzeichnis vorzuhalten. Sie
macht die Angaben nach Absatz 2 Nr. 1 bis 7 auf
Antrag jedermann in geeigneter Weise verfügbar,
der ein berechtigtes Interesse nachweist.

§ 4 Datengeheimnis

Den bei der Datenverarbeitung tätigen Personen ist un-
tersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu erheben,
zu verarbeiten oder zu nutzen (Datengeheimnis). Diese
Personen sind bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das
Datengeheimnis schriftlich zu verpflichten. Das Daten-
geheimnis besteht auch nach Beendigung ihrer Tätig-
keit fort. 

§ 5 Unabdingbare Rechte des Betroffenen

(1) Die Rechte des Betroffenen auf Auskunft (§ 13) und
auf Berichtigung, Löschung oder Sperrung (§ 14)
können nicht durch Rechtsgeschäft ausgeschlossen
oder beschränkt werden. 

(2) Sind die Daten des Betroffenen automatisiert in ei-
ner Weise gespeichert, dass mehrere Stellen spei-
cherungsberechtigt sind, und ist der Betroffene
nicht in der Lage, festzustellen, welche Stelle die
Daten gespeichert hat, so kann er sich an jede die-
ser Stellen wenden. Diese ist verpflichtet, das Vor-
bringen des Betroffenen an die Stelle, die die Daten
gespeichert hat, weiterzuleiten. Der Betroffene ist
über die Weiterleitung und jene zu unterrichten. 

§ 5 a Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume
mit optisch-elektronischen Einrichtungen

(1) Die Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume
mit optisch-elektronischen Einrichtungen (Video-
überwachung) ist nur zulässig, soweit sie

1. zur Aufgabenerfüllung oder zur Wahrnehmung
des Hausrechts oder

2. zur Wahrnehmung berechtigter Interessen für
konkret festgelegte Zwecke 

erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen,
dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen
überwiegen.

(2) Der Umstand der Beobachtung und die verant-
wortliche Stelle sind durch geeignete Maßnahmen
erkennbar zu machen.

(3) Die Verarbeitung oder Nutzung von nach Absatz 1
erhobenen Daten ist zulässig, wenn sie zum Errei-
chen des verfolgten Zwecks erforderlich ist und
keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige
Interessen der Betroffenen überwiegen.

(4) Werden durch Videoüberwachung erhobene Daten
einer bestimmten Person zugeordnet, ist diese über
eine Verarbeitung oder Nutzung entsprechend 
§ 13 a zu benachrichtigen.

(5) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie
zur Erreichung des Zwecks nicht mehr erforderlich
sind oder schutzwürdige Interessen der Betroffe-
nen einer weiteren Speicherung entgegenstehen.

§ 5 b Mobile personenbezogene Speicher- und Ver-
arbeitungsmedien

(1) Die Stelle, die ein mobiles personenbezogenes Spei-
cher- und Verarbeitungsmedium ausgibt oder ein
Verfahren zur automatisierten Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten, das ganz oder teilweise auf
einem solchen Medium abläuft, auf das Medium
aufbringt, ändert oder hierzu bereithält, muss den
Betroffenen

1. über ihre Identität und Anschrift,

2. in allgemein verständlicher Form über die Funk-
tionsweise des Mediums einschließlich der Art
der zu verarbeitenden personenbezogenen Da-
ten,

3. darüber, wie er seine Rechte nach den §§ 13
und 14 ausüben kann und über die bei Verlust
oder Zerstörung des Mediums zu treffenden
Maßnahmen 

unterrichten, soweit der Betroffene nicht bereits
Kenntnis erlangt hat.

(2) Die nach Absatz 1 verpflichtete Stelle hat dafür
Sorge zu tragen, dass die zur Wahrnehmung des
Auskunftsrechts erforderlichen Geräte oder Ein-
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richtungen in angemessenem Umfang zum unent-
geltlichen Gebrauch zur Verfügung stehen.

(3) Kommunikationsvorgänge, die auf dem Medium
eine Datenverarbeitung auslösen, müssen für den
Betroffenen eindeutig erkennbar sein.

§ 6 Technische und organisatorische Maßnahmen

Kirchliche Stellen im Geltungsbereich des § 1 Absatz 2,
die selbst oder im Auftrag personenbezogene Daten er-
heben, verarbeiten oder nutzen, haben die technischen
und organisatorischen Maßnahmen zu treffen, die er-
forderlich sind, um die Ausführung der Vorschriften
dieser Ordnung, insbesondere die in der Anlage zu 
dieser Ordnung genannten Anforderungen zu gewähr-
leisten. Erforderlich sind Maßnahmen nur, wenn ihr
Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zu dem
angestrebten Schutzzweck steht. 

§ 7 Einrichtung automatisierter Abrufverfahren

(1) Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens,
das die Übermittlung personenbezogener Daten
durch Abruf ermöglicht, ist zulässig, soweit dieses
Verfahren unter Berücksichtigung der schutzwür-
digen Interessen der Betroffenen und der Aufgaben
oder Geschäftszwecke der beteiligten Stellen ange-
messen ist. Die Vorschriften über die Zulässigkeit
des einzelnen Abrufes bleiben unberührt. 

(2) Die beteiligten Stellen haben zu gewährleisten, dass
die Zulässigkeit des Abrufverfahrens kontrolliert
werden kann. Hierzu haben sie schriftlich festzule-
gen: 

1. Anlass und Zweck des Abrufverfahrens, 

2. Dritte, an die übermittelt wird,

3. Art der zu übermittelnden Daten, 

4. nach § 6 erforderliche technische und organisa-
torische Maßnahmen. 

(3) Über die Einrichtung von Abrufverfahren ist der
Diözesandatenschutzbeauftragte unter Mitteilung
der Festlegungen des Absatzes 2 zu unterrichten. 

(4) Die Verantwortung für die Zulässigkeit des einzel-
nen Abrufs trägt der Dritte, an den übermittelt
wird. Die speichernde Stelle prüft die Zulässigkeit
der Abrufe nur, wenn dazu Anlass besteht. Die
speichernde Stelle hat zu gewährleisten, dass die
Übermittlung personenbezogener Daten zumindest
durch geeignete Stichprobenverfahren festgestellt
und überprüft werden kann. Wird ein Gesamtbe-

stand personenbezogener Daten abgerufen oder
übermittelt (Stapelverarbeitung), so bezieht sich die
Gewährleistung der Feststellung und Überprüfung
nur auf die Zulässigkeit des Abrufes oder der Über-
mittlung des Gesamtbestandes. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für den Abruf all-
gemein zugänglicher Daten. Allgemein zugänglich
sind Daten, die jedermann, sei es ohne oder nach
vorheriger Anmeldung, Zulassung oder Entrich-
tung eines Entgelts nutzen kann.

§ 8 Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung perso-
nenbezogener Daten im Auftrag

(1) Werden personenbezogene Daten im Auftrag durch
andere Stellen erhoben, verarbeitet oder genutzt,
ist der Auftraggeber für die Einhaltung der Vor-
schriften dieser Ordnung und anderer Vorschrif-
ten über den Datenschutz verantwortlich. Die in 
§ 5 genannten Rechte sind ihm gegenüber geltend
zu machen. 

(2) Der Auftragnehmer ist unter besonderer Berück-
sichtigung der Eignung der von ihm getroffenen
technischen und organisatorischen Maßnahmen
sorgfältig auszuwählen. Der Auftrag ist schriftlich
zu erteilen, wobei die Datenerhebung (§ 2 Ab-
satz 3), Datenverarbeitung (§ 2 Absatz 4) oder 
-nutzung (§ 2 Absatz 5), die technischen und orga-
nisatorischen Maßnahmen (§ 6) und etwaige 
Unterauftragsverhältnisse festzulegen sind. Der
Auftraggeber hat sich von der Einhaltung der beim
Auftragnehmer getroffenen technischen und orga-
nisatorischen Maßnahmen zu überzeugen.

(3) Der Auftragnehmer darf die Daten nur im Rahmen
der Weisungen des Auftraggebers erheben, verar-
beiten oder nutzen. Ist er der Ansicht, dass eine
Weisung des Auftraggebers gegen diese Ordnung
oder andere Vorschriften über den Datenschutz
verstößt, hat er den Auftraggeber unverzüglich da-
rauf hinzuweisen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn die
Prüfung oder Wartung automatisierter Verfahren
oder von Datenverarbeitungsanlagen durch andere
Stellen im Auftrag vorgenommen wird und dabei
ein Zugriff auf personenbezogene Daten nicht aus-
geschlossen werden kann

§ 9 Datenerhebung

(1) Das Erheben personenbezogener Daten ist zuläs-
sig, wenn ihre Kenntnis zur Erfüllung der Aufgaben
der verantwortlichen Stellen erforderlich ist.
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(2) Personenbezogene Daten sind beim Betroffenen zu
erheben. Ohne seine Mitwirkung dürfen sie nur er-
hoben werden, wenn 

1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwin-
gend voraussetzt oder 

2. a) die zu erfüllende Aufgabe ihrer Art nach eine
Erhebung bei anderen Personen oder Stellen
erforderlich macht oder

b) die Erhebung beim Betroffenen einen unver-
hältnismäßigen Aufwand erfordern würde

und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass
überwiegende schutzwürdige Interessen des Be-
troffenen beeinträchtigt werden. 

(3) Werden personenbezogene Daten beim Betroffe-
nen erhoben, so ist er, sofern er nicht bereits auf
andere Weise Kenntnis erlangt hat, von der ver-
antwortlichen Stelle über

1. die Identität der verantwortlichen Stelle,

2. die Zweckbestimmung der Erhebung, Verarbei-
tung oder Nutzung und

3. die Kategorien von Empfängern nur, soweit der
Betroffene nach den Umständen des Einzelfalles
nicht mit der Übermittlung an diese rechnen
muss,

zu unterrichten. Werden sie beim Betroffenen auf-
grund einer Rechtsvorschrift erhoben, die zur Aus-
kunft verpflichtet, oder ist die Erteilung der Aus-
kunft Voraussetzung für die Gewährung von
Rechtsvorteilen, so ist der Betroffene hierauf sonst
auf die Freiwilligkeit seiner Angaben hinzuweisen.
Soweit nach den Umständen des Einzelfalles erfor-
derlich oder auf Verlangen ist er über die Rechts-
vorschrift und über die Folgen der Verweigerung
von Angaben aufzuklären.

(4) Werden personenbezogene Daten statt beim Be-
troffenen bei einer nichtkirchlichen Stelle erhoben,
so ist die Stelle auf die Rechtsvorschrift, die zur
Auskunft ermächtigt, sonst auf die Freiwilligkeit
ihrer Angaben, hinzuweisen.

(5) Das Erheben besonderer Arten personenbezoge-
ner Daten (§ 2 Absatz 10) ist nur zulässig, soweit

1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder dies aus
Gründen eines wichtigen öffentlichen Interesses
zwingend erforderlich ist,

2. der Betroffene nach Maßgabe des § 3 Absatz 4
eingewilligt hat,

3. dies zum Schutz lebenswichtiger Interessen des
Betroffenen oder eines Dritten erforderlich ist,
sofern der Betroffene aus physischen oder recht-

lichen Gründen außerstande ist, seine Einwilli-
gung zu geben,

4. es sich um Daten handelt, die der Betroffene of-
fenkundig öffentlich gemacht hat oder es zur
Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung
rechtlicher Ansprüche vor Gericht erforderlich
ist,

5. dies zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für
die öffentliche Sicherheit erforderlich ist oder
dies zur Abwehr erheblicher Nachteile für das
Gemeinwohl oder zur Wahrung erheblicher Be-
lange des Gemeinwohls zwingend erforderlich
ist,

6. der Auftrag der Kirche oder die Glaubwürdigkeit
ihres Dienstes dies erfordert,

7. dies zum Zweck der Gesundheitsvorsorge, der
medizinischen Diagnostik, der Gesundheitsver-
sorgung oder Behandlung oder für die Verwal-
tung von Gesundheitsdiensten erforderlich ist
und die Verarbeitung dieser Daten durch ärztli-
ches Personal oder durch sonstige Personen er-
folgt, die einer entsprechenden Geheimhal-
tungspflicht unterliegen,

8. dies zur Durchführung wissenschaftlicher For-
schung erforderlich ist, das wissenschaftliche In-
teresse an der Durchführung des Forschungs-
vorhabens das Interesse des Betroffenen an dem
Ausschluss der Erhebung erheblich überwiegt
und der Zweck der Forschung auf andere Weise
nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Auf-
wand erreicht werden kann,

9. dies zur Eingehung, Durchführung, Beendigung
oder Abwicklung des Dienst- oder Arbeitsver-
hältnisses erforderlich ist.

§ 10 Datenspeicherung, -veränderung und -nutzung

(1) Das Speichern, Verändern oder Nutzen personen-
bezogener Daten ist zulässig, wenn es zur Erfüllung
der in der Zuständigkeit der verantwortlichen Stelle
liegenden Aufgaben erforderlich ist und es für die
Zwecke erfolgt für die die Daten erhoben worden
sind. Ist keine Erhebung vorausgegangen, dürfen
die Daten nur für die Zwecke geändert oder ge-
nutzt werden, für die sie gespeichert worden sind. 

(2) Das Speichern, Verändern oder Nutzen für andere
Zwecke ist nur zulässig, wenn 

1. eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwin-
gend voraussetzt und kirchliche Interessen
nicht entgegenstehen, 

2. der Betroffene eingewilligt hat, 
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3. offensichtlich ist, dass es im Interesse des Be-
troffenen liegt, und kein Grund zu der An-
nahme besteht, dass er in Kenntnis des ande-
ren Zwecks seine Einwilligung verweigern
würde, 

4. Angaben des Betroffenen überprüft werden 
müssen, weil tatsächliche Anhaltspunkte für
deren Unrichtigkeit bestehen, 

5. die Daten allgemein zugänglich sind oder die
verantwortliche Stelle sie veröffentlichen
dürfte, es sei den, dass das schutzwürdige In-
teresse des Betroffenen an dem Ausschluss der
Zweckänderung offensichtlich überwiegt,

6. es zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche
Sicherheit oder erheblicher Nachteile für das
Gemeinwohl oder zur Wahrung erheblicher Be-
lange des Gemeinwohls erforderlich ist,

7. es zur Verfolgung von Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten, zur Vollstreckung oder zum
Vollzug von Strafen oder Maßnahmen im Sinne
des § 11 Absatz 1 Nr. 8 des Strafgesetzbuches
oder von Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmit-
teln im Sinne des Jugendgerichtsgesetzes oder
zur Vollstreckung von Bußgeldentscheidungen
erforderlich ist, 

8. es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beein-
trächtigung der Rechte einer anderen Person
erforderlich ist oder 

9. es zur Durchführung wissenschaftlicher For-
schung erforderlich ist, das wissenschaftliche
Interesse an der Durchführung des For-
schungsvorhabens das Interesse des Betroffe-
nen an dem Ausschluss der Zweckänderung
erheblich überwiegt und der Zweck der For-
schung auf andere Weise nicht oder nur mit
unverhältnismäßigem Aufwand erreicht wer-
den kann. 

10. der Auftrag der Kirche oder die Glaubwürdig-
keit ihres Dienstes dies erfordert.

(3) Eine Verarbeitung oder Nutzung für andere
Zwecke liegt nicht vor, wenn sie der Wahrnehmung
von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, der Rech-
nungsprüfung oder der Durchführung von Organi-
sationsuntersuchungen für die verantwortliche
Stelle dient. Das gilt auch für die Verarbeitung oder
Nutzung zu Ausbildungs- und Prüfungszwecken
durch die verantwortliche Stelle, soweit nicht über-
wiegende schutzwürdige Interessen des Betroffe-
nen entgegenstehen.

(4) Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu
Zwecken der Datenschutzkontrolle, der Datensi-
cherung oder zur Sicherstellung eines ordnungs-

gemäßen Betriebes einer Datenverarbeitungsan-
lage gespeichert werden, dürfen nur für diese
Zwecke verwendet werden.

(5) Das Speichern, Verändern oder Nutzen von beson-
deren Arten personenbezogener Daten (§ 2 Ab-
satz 10) für andere Zwecke ist nur zulässig, wenn 

1. die Voraussetzungen vorliegen, die eine Erhe-
bung nach § 9 Absatz 5 Nr. 1 bis 6 oder 9 zu-
lassen würden oder

2. dies zur Durchführung wissenschaftlicher For-
schung erforderlich ist, das kirchliche Interesse
an der Durchführung des Forschungsvorhabens
das Interesse des Betroffenen an dem Aus-
schluss der Zweckänderung erheblich überwiegt
und der Zweck der Forschung auf andere Weise
nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Auf-
wand erreicht werden kann.

Bei der Abwägung nach Satz 1 Nr. 2 ist im Rahmen
des kirchlichen Interesses das wissenschaftliche In-
teresse an dem Forschungsvorhaben besonders zu
berücksichtigen.

(6) Die Speicherung, Veränderung oder Nutzung von
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 2
Absatz 10) zu den in § 9 Absatz 5 Nr. 7 genannten
Zwecken richtet sich nach den für die in § 9 Ab-
satz 5 Nr. 7 genannten Personen geltenden 
Geheimhaltungspflichten.

§ 11 Datenübermittlung an kirchliche und öffentli-
che Stellen

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an
Stellen im Geltungsbereich des § 1 ist zulässig,
wenn

1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der
übermittelnden Stelle oder der empfangenden
kirchlichen Stelle liegenden Aufgaben erforder-
lich ist und

2. die Voraussetzungen vorliegen, die eine Nutzung
nach § 10 zulassen würden.

(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Über-
mittlung trägt die übermittelnde Stelle. Erfolgt die
Übermittlung auf Ersuchen der empfangenden
kirchlichen Stelle, trägt diese die Verantwortung. In
diesem Falle prüft die übermittelnde Stelle nur, ob
das Übermittlungsersuchen im Rahmen der Auf-
gaben der empfangenden kirchlichen Stelle liegt, es
sei denn, dass besonderer Anlass zur Prüfung der
Zulässigkeit der Übermittlung besteht. § 7 Absatz 4
bleibt unberührt.
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(3) Die empfangende kirchliche Stelle darf die über-
mittelten Daten für den Zweck verarbeiten oder
nutzen, zu dessen Erfüllung sie ihr übermittelt wer-
den. Eine Verarbeitung oder Nutzung für andere
Zwecke ist nur unter den Voraussetzungen des 
§ 10 Absatz 2 zulässig

(4) Für die Übermittlung personenbezogener Daten an
öffentliche Stellen und an kirchliche Stellen außer-
halb des Geltungsbereichs des § 1 gelten die Ab-
sätze 1-3 entsprechend, sofern sichergestellt ist,
dass bei dem Empfänger ausreichende Daten-
schutzmaßnahmen getroffen werden. 

(5) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach Ab-
satz 1 übermittelt werden dürfen, weitere perso-
nenbezogene Daten des Betroffenen oder eines
Dritten in Akten so verbunden, dass eine Trennung
nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand mög-
lich ist, so ist die Übermittlung auch dieser Daten
zulässig, soweit nicht berechtigte Interessen des
Betroffenen oder eines Dritten an deren Geheim-
haltung offensichtlich überwiegen; eine Nutzung
dieser Daten ist unzulässig. 

(6) Absatz 5 gilt entsprechend, wenn personenbezo-
gene Daten innerhalb einer kirchlichen Stelle wei-
tergegeben werden.

§ 12 Datenübermittlung an nichtkirchliche und
nichtöffentliche Stellen

(1) Die Übermittlung personenbezogener Daten an
nicht kirchliche Stellen, nicht öffentliche Stellen
oder Personen ist zulässig, wenn 

1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der
übermittelnden Stelle liegenden Aufgaben erfor-
derlich ist und die Voraussetzungen vorliegen,
die eine Nutzung nach § 10 zulassen würden,
oder 

2. der Dritte, an den die Daten übermittelt werden,
ein berechtigtes Interesse an der Kenntnis der
zu übermittelnden Daten glaubhaft darlegt und
der Betroffene kein schutzwürdiges Interesse an
dem Ausschluss der Übermittlung hat. Das
Übermitteln von besonderen Arten personenbe-
zogener Daten (§ 2 Absatz 10) ist abweichend
von Satz 1 Nr. 2 nur zulässig, wenn die Voraus-
setzungen vorliegen, die eine Nutzung nach 
§ 10 Absatz 5 und 6 zulassen würden oder soweit
dies zur Geltendmachung, Ausübung oder Ver-
teidigung rechtlicher Ansprüche erforderlich ist.

(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Über-
mittlung trägt die übermittelnde Stelle.

(3) In den Fällen der Übermittlung nach Absatz1 Nr. 2
unterrichtet die übermittelnde Stelle den Betroffe-
nen von der Übermittlung seiner Daten. Dies gilt
nicht, wenn damit zu rechnen ist, dass er davon
auf andere Weise Kenntnis erlangt, wenn die Un-
terrichtung wegen der Art der personenbezogenen
Daten unter Berücksichtigung der schutzwürdigen
Interessen des Betroffenen nicht geboten erscheint,
wenn die Unterrichtung die öffentliche Sicherheit
gefährden oder dem kirchlichen Wohl Nachteile
bereiten würde. 

(4) Der Dritte, an den die Daten übermittelt werden,
darf diese nur für den Zweck verarbeiten oder nut-
zen, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt wer-
den. Die übermittelnde Stelle hat ihn darauf hinzu-
weisen. Eine Verarbeitung oder Nutzung für an-
dere Zwecke ist zulässig, wenn eine Übermittlung
nach Absatz 1 zulässig wäre und die übermittelnde
Stelle zugestimmt hat.

§ 13 Auskunft an den Betroffenen 

(1) Dem Betroffenen ist auf Antrag Auskunft zu ertei-
len über:

1. die zu seiner Person gespeicherten Daten, auch
soweit sie sich auf die Herkunft dieser Daten be-
ziehen,

2. die Empfänger oder Kategorien von Empfän-
gern, an die die Daten weitergegeben werden,
und 

3. den Zweck der Speicherung. 

In dem Antrag soll die Art der personenbezogenen
Daten, über die Auskunft erteilt werden soll, näher
bezeichnet werden. Sind die personenbezogenen
Daten weder automatisiert noch in nicht automati-
sierten Dateien gespeichert, wird die Auskunft nur
erteilt, soweit der Betroffene Angaben macht, die
das Auffinden der Daten ermöglichen und der für
die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand
nicht außer Verhältnis zu dem vom Betroffenen
geltend gemachten Informationsinteresse steht.
Das Bistum bestimmt das Verfahren, insbesondere
die Form der Auskunftserteilung.

(2) Absatz 1 gilt nicht für personenbezogene Daten,
die nur deshalb gespeichert sind, weil sie aufgrund
gesetzlicher, satzungsgemäßer oder vertraglicher
Aufbewahrungsvorschriften nicht gelöscht werden
dürfen oder ausschließlich Zwecken der Datensi-
cherung oder der Datenschutzkontrolle dienen und
eine Auskunftserteilung einen unverhältnismäßi-
gen Aufwand erfordern würde.
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(3) Die Auskunftserteilung unterbleibt soweit, 

1. die Auskunft die ordnungsgemäße Erfüllung der
in der Zuständigkeit der verantwortlichen Stelle
liegenden Aufgaben gefährden würde, 

2. die Auskunft dem kirchlichen Wohl Nachteile
bereiten würde, 

3. die Auskunft die öffentliche Sicherheit oder Ord-
nung gefährden würde, 

4. die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung
nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen
nach, insbesondere wegen der überwiegenden
berechtigten Interessen eines Dritten, geheim
gehalten werden müssen 

und deswegen das Interesse des Betroffenen an der
Auskunftserteilung zurücktreten muss. 

(4) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf ei-
ner Begründung nicht, soweit durch die Mitteilung
der tatsächlichen oder rechtlichen Gründe auf die
die Entscheidung gestützt wird, der mit der Aus-
kunftsverweigerung verfolgte Zweck gefährdet
würde. In diesem Fall ist der Betroffene darauf hin-
zuweisen, dass er sich an den Diözesandaten-
schutzbeauftragten wenden kann. 

(5) Wird dem Betroffenen keine Auskunft erteilt, so ist
sie auf sein Verlangen dem Diözesandatenschutz-
beauftragten zu erteilen, soweit nicht das Bistum
im Einzelfall feststellt, dass dadurch das kirchliche
Wohl beeinträchtigt wird. Die Mitteilung des Diö-
zesandatenschutzbeauftragten an den Betroffenen
darf keine Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand
der verantwortlichen Stelle zulassen, sofern diese
nicht einer weitergehenden Auskunft zustimmt.

(6) Die Auskunft ist unentgeltlich. 

§ 13 a Benachrichtigung

(1) Werden Daten ohne Kenntnis des Betroffenen er-
hoben, so ist er von der Speicherung, der Identität
der verantwortlichen Stelle sowie über die Zweck-
bestimmungen der Erhebung, Verarbeitung oder
Nutzung zu unterrichten. Der Betroffene ist auch
über die Empfänger oder Kategorien von Empfän-
gern von Daten zu unterrichten, soweit er nicht mit
der Übermittlung an diese rechnen muss. Sofern
eine Übermittlung vorgesehen ist, hat die Unter-
richtung spätestens bei der ersten Übermittlung zu
erfolgen.

(2) Eine Pflicht zur Benachrichtigung besteht nicht,
wenn

1. der Betroffene auf andere Weise Kenntnis von
der Speicherung oder der Übermittlung erlangt
hat,

2. die Unterrichtung des Betroffenen einen unver-
hältnismäßigen Aufwand erfordert oder

3. die Speicherung oder Übermittlung der perso-
nenbezogenen Daten durch eine Rechtsvor-
schrift ausdrücklich vorgesehen ist.

(3) § 13 Absatz 2 und 3 gelten entsprechend.

§ 14 Berichtigung, Löschung oder Sperrung von 
Daten; Widerspruchsrecht

(1) Personenbezogene Daten sind zu berichtigen,
wenn sie unrichtig sind. Wird festgestellt, dass per-
sonenbezogene Daten, die weder automatisiert ver-
arbeitet noch in nicht automatisierten Dateien ge-
speichert sind, unrichtig sind, oder wird ihre Rich-
tigkeit von dem Betroffenen bestritten, so ist dies in
geeigneter Weise festzuhalten.

(2) Personenbezogene Daten, die automatisiert verar-
beitet oder in nicht automatisierten Dateien ge-
speichert sind, sind zu löschen, wenn

1. ihre Speicherung unzulässig ist oder

2. ihre Kenntnis für die verantwortliche Stelle zur
Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit liegenden
Aufgaben nicht mehr erforderlich ist.

(3) An die Stelle einer Löschung tritt eine Sperrung, so-
weit 

1. einer Löschung gesetzliche, satzungsmäßige
oder vertragliche Aufbewahrungsfristen entge-
genstellen, 

2. Grund zu der Annahme besteht, dass durch eine
Löschung schutzwürdige Interessen des Betrof-
fenen beeinträchtigt würden, oder 

3. eine Löschung wegen der besonderen Art der
Speicherung nicht oder nur mit unverhältnis-
mäßig hohem Aufwand möglich ist.

(4) Personenbezogene Daten, die automatisiert verar-
beitet oder in nicht automatisierten Dateien ge-
speichert sind, sind ferner zu sperren, soweit ihre
Richtigkeit vom Betroffenen bestritten wird und
sich weder die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit
feststellen lässt. 

(5) Personenbezogene Daten dürfen nicht für eine au-
tomatisierte Verarbeitung oder Verarbeitung in
nicht automatisierten Dateien erhoben, verarbei-
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tet oder genutzt werden, soweit der Betroffene die-
ser bei der verantwortlichen Stelle widerspricht
und eine Prüfung ergibt, dass das schutzwürdige
Interesse des Betroffenen wegen seiner besonderen
persönlichen Situation das Interesse der verant-
wortlichen Stelle an dieser Erhebung, Verarbeitung
oder Nutzung überwiegt. Satz 1 gilt nicht, wenn
eine Rechtsvorschrift zur Erhebung, Verarbeitung
oder Nutzung verpflichtet.

(6) Personenbezogene Daten, die weder automatisiert
verarbeitet noch in einer nicht automatisierten Da-
tei gespeichert sind, sind zu sperren, wenn die ver-
antwortliche Stelle im Einzelfall feststellt, dass ohne
die Sperrung schutzwürdige Interessen des Betrof-
fenen beeinträchtigt würden und die Daten für die
Aufgabenerfüllung der Behörde nicht mehr erfor-
derlich sind.

(7) Gesperrte Daten dürfen ohne Einwilligung des Be-
troffenen nur übermittelt oder genutzt werden,
wenn 

1. es zu wissenschaftlichen Zwecken, zur Behe-
bung einer bestehenden Beweisnot oder aus
sonstigen, im überwiegenden Interesse der ver-
antwortlichen Stelle oder eines Dritten liegen-
den Gründen unerlässlich ist und 

2. die Daten hierfür übermittelt oder genutzt wer-
den dürften, wenn sie nicht gesperrt wären.

(8) Von der Berichtigung unrichtiger Daten, der Sper-
rung bestrittener Daten sowie der Löschung oder
Sperrung wegen Unzulässigkeit der Speicherung
sind die Stellen zu verständigen, denen im Rah-
men einer Datenübermittlung diese Daten zur Spei-
cherung weitergegeben wurden, wenn dies keinen
unverhältnismäßigen Aufwand erfordert und
schutzwürdige Interessen des Betroffenen nicht
entgegenstehen. 

§ 15 Anrufung des Diözesandatenschutzbeauftragten

Jedermann kann sich an den Diözesandatenschutzbe-
auftragten wenden, wenn er der Ansicht ist, bei der Er-
hebung, Verarbeitung oder Nutzung seiner personen-
bezogenen Daten durch Stellen gemäß § 1 Absatz 2 in
seinen Rechten verletzt worden zu sein. 

§ 16 Bestellung und Rechtsstellung des Diözesan-
datenschutzbeauftragten

(1) Der Bischof bestellt für den Bereich seines Bistums
einen Diözesandatenschutzbeauftragten. Die Be-

stellung erfolgt für die Dauer von drei Jahren. Wie-
derbestellung ist möglich. Bei Vorliegen eines wich-
tigen Grundes, kann der Bischof vorzeitig die Be-
stellung zurücknehmen. Auf Antrag des Beauftrag-
ten nimmt der Bischof die Bestellung zurück. 

(2) Zum Diözesandatenschutzbeauftragten darf nur
bestellt werden, wer die zur Erfüllung seiner Auf-
gaben erforderliche Fachkunde und Zuverlässig-
keit besitzt. Er ist auf die gewissenhafte Erfüllung
seiner Pflichten und die Einhaltung des kirchlichen
und des für die Kirchen verbindlichen staatlichen
Rechts zu verpflichten. 

(3) Der Diözesandatenschutzbeauftragte ist in Aus-
übung seiner Tätigkeit unabhängig und nur dem
kirchlichen Recht und dem für die Kirchen ver-
bindlichen staatlichen Recht unterworfen. 

(4) Der Diözesandatenschutzbeauftragte ist, auch nach
Beendigung seines Auftrages, verpflichtet, über die
ihm in seiner Eigenschaft als Diözesandaten-
schutzbeauftragtem bekannt gewordenen Angele-
genheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt
nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder
über Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. 

(5) Der Diözesandatenschutzbeauftragte darf, auch
wenn sein Auftrag beendet ist, über solche Angele-
genheiten ohne Genehmigung des Bischofs weder
vor Gericht noch außergerichtlich Aussagen oder
Erklärungen abgeben. Die Genehmigung, als Zeuge
auszusagen, wird in der Regel erteilt. Unberührt
bleibt die gesetzlich begründete Pflicht, Straftaten
anzuzeigen. 

§ 17 Aufgaben des Diözesandatenschutzbeauftragten

(1) Der Diözesandatenschutzbeauftragte wacht über
die Einhaltung der Vorschriften dieser Ordnung
sowie anderer Vorschriften über den Datenschutz.
Er kann Empfehlungen zur Verbesserung des Da-
tenschutzes geben. Des Weiteren kann er die
bischöfliche Behörde und sonstige kirchliche
Dienststellen in seinem Bereich in Fragen des Da-
tenschutzes beraten. Auf Anforderung der bischöf-
lichen Behörde hat der Diözesandatenschutzbeauf-
tragte Gutachten zu erstellen und Berichte zu er-
statten. 

(2) Die in § 1 Absatz 2 genannten Stellen sind ver-
pflichtet, den Diözesandatenschutzbeauftragten bei
der Erfüllung seiner Aufgaben zur unterstützen.
Ihm ist dabei insbesondere 
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1. Auskunft zu seinen Fragen sowie Einsicht in alle
Unterlagen und Akten zu gewähren, die im Zu-
sammenhang mit der Verarbeitung personen-
bezogener Daten stehen, namentlich in die ge-
speicherten Daten und in die Datenverarbei-
tungsprogramme, 

2. während der Dienstzeit Zutritt zu allen Dienst-
räumen, die der Verarbeitung und Aufbewah-
rung automatisierter Dateien dienen, zu ge-
währen, 

soweit nicht sonstige kirchliche Vorschriften ent-
gegenstehen. 

(3) Der Diözesandatenschutzbeauftragte erstattet dem
Bischof alle 3 Jahre einen Tätigkeitsbericht. Der
Tätigkeitsbericht soll auch eine Darstellung der we-
sentlichen Entwicklungen des Datenschutzes im
nichtkirchlichen Bereich enthalten. 

(4) Der Diözesandatenschutzbeauftragte wirkt auf die
Zusammenarbeit mit den kirchlichen Stellen, ins-
besondere mit den anderen Diözesandatenschutz-
beauftragten, hin. 

(5) Zu seinem Aufgabenbereich gehört die Zusam-
menarbeit mit den staatlichen Beauftragten für den
Datenschutz.

§ 18 Beanstandungen durch den Diözesandaten-
schutzbeauftragten

(1) Stellt der Diözesandatenschutzbeauftragte Verstöße
gegen die Vorschriften dieser Ordnung oder gegen
andere Datenschutzbestimmungen oder sonstige
Mängel bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten fest, so beanstandet er diese gegenüber der
zuständigen aufsichtsführenden Stelle und fordert
zur Stellungnahme innerhalb einer von ihm zu be-
stimmenden Frist auf. 

(2) Der Diözesandatenschutzbeauftragte kann von 
einer Beanstandung absehen oder auf eine Stel-
lungnahme der betroffenen Stelle verzichten, wenn
es sich um unerhebliche Mängel handelt. 

(3) Mit der Beanstandung kann der Diözesandaten-
schutzbeauftragte Vorschläge zur Beseitigung der
Mängel und zur sonstigen Verbesserung des Da-
tenschutzes verbinden. 

(4) Die gemäß Absatz 1 abzugebende Stellungnahme
soll auch eine Darstellung der Maßnahmen enthal-
ten, die aufgrund der Beanstandungen des Diöze-
sandatenschutzbeauftragten getroffen worden sind.

§ 18 a Betrieblicher Beauftragter für den Datenschutz

(1) Kirchliche Stellen im Sinne des § 1 Absatz 2, die
personenbezogene Daten automatisiert erheben,
verarbeiten oder nutzen, können einen betriebli-
chen Datenschutzbeauftragten schriftlich bestellen. 

(2) Zum betrieblichen Datenschutzbeauftragten darf nur
bestellt werden, wer die zur Erfüllung seiner Aufga-
ben erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit be-
sitzt. Mit dieser Aufgabe kann auch eine Person
außerhalb der kirchlichen Stelle betraut werden. Ein
betrieblicher Datenschutzbeauftragter kann von
mehreren kirchlichen Stellen bestellt werden.

(3) Der betriebliche Datenschutzbeauftragte ist dem
Leiter der kirchlichen Stelle unmittelbar zu unter-
stellen. Er ist in Ausübung seiner Fachkunde auf
dem Gebiet des Datenschutzes weisungsfrei. Er
darf wegen der Erfüllung seiner Aufgaben nicht be-
nachteiligt werden. 

(4) Die kirchlichen Stellen haben den betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten bei der Erfüllung seiner
Aufgaben zu unterstützen. Betroffene können sich
jederzeit an den betrieblichen Datenschutzbeauf-
tragten wenden.

(5) Im Übrigen findet § 16 entsprechende Anwendung.

§ 18 b Aufgaben des betrieblichen Datenschutzbe-
auftragten

(1) Der betriebliche Datenschutzbeauftragte wirkt auf
die Einhaltung dieser Ordnung und anderer Vor-
schriften über den Datenschutz hin. Zu diesem
Zweck kann er sich in Zweifelsfällen an den Diöze-
sandatenschutzbeauftragten gemäß § 16 KDO wen-
den. Er hat insbesondere

1. die ordnungsgemäße Anwendung der Datenver-
arbeitungsprogramme, mit deren Hilfe personen-
bezogene Daten verarbeitet werden sollen, zu
überwachen; zu diesem Zweck ist er über Vorha-
ben der automatisierten Verarbeitung personen-
bezogener Daten rechtzeitig zu unterrichten,

2. die bei der Verarbeitung personenbezogener Da-
ten tätigen Personen durch geeignete Maßnah-
men mit den Vorschriften dieser Ordnung sowie
anderer Vorschriften über den Datenschutz und
mit den jeweiligen besonderen Erfordernissen
des Datenschutzes vertraut zu machen.

(2) Dem betrieblichen Datenschutzbeauftragten ist von
der verantwortlichen Stelle eine Übersicht nach 
§ 3 a Absatz 2 zur Verfügung zu stellen.
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(3) Der betriebliche Datenschutzbeauftragte macht die
Angaben nach § 3 a Absatz 2 Nr. 1 bis 7 auf Antrag
jedermann in geeigneter Weise verfügbar, der ein
berechtigtes Interesse nachweist.

§ 19 Ermächtigungen

Die zur Durchführung dieser Ordnung erforderlichen
Regelungen trifft der Generalvikar. Er legt insbesondere
fest: 

a) den Inhalt der Meldung gemäß § 3 a, 

b) den Inhalt der schriftlichen Verpflichtungserklärung
gemäß § 4 Satz 2, 

c) die technischen und organisatorischen Maßnahmen
gemäß § 6 Satz 1.

§ 20 Schlussbestimmung

Diese Ordnung tritt am 1. Januar 2004 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Anordnung über den kirchlichen
Datenschutz – KDO vom 1. Februar 1994 (ABl. S. 307)
außer Kraft. 

Freiburg i. Br., den 30. Dezember 2003

Erzbischof

Nr. 260

Verordnung zur Durchführung der 
Ordnung über den kirchlichen Datenschutz

(KDO-DVO) 

Aufgrund des § 19 der Ordnung über den kirchlichen
Datenschutz (KDO) vom 30. Dezember 2003 werden
mit Wirkung vom 1. Januar 2004 die folgenden Rege-
lungen getroffen; mit gleicher Wirkung wird die KDO-
DVO vom 21. Oktober 1994 (ABl. S. 465) aufgehoben:

I. Zu § 3 a KDO (Meldung von Verfahren automati-
sierter Verarbeitung):

(1) Sofern Verfahren automatisierter Verarbeitungen
meldepflichtig sind, sind diese vor Inbetriebnahme
schriftlich dem Diözesandatenschutzbeauftragten
zu melden. Sofern ein betrieblicher Datenschutz-
beauftragter bestellt ist, ist diesem gemäß § 18 b
Absatz 2 KDO eine Übersicht nach § 3 a Absatz 2
KDO zur Verfügung zu stellen.

(2) Für die Meldung von Verfahren automatisierter
Verarbeitung vor Inbetriebnahme beziehungsweise
die dem betrieblichen Datenschutzbeauftragten zur
Verfügung zu stellende Übersicht soll das Muster
gemäß der Anlage verwandt werden.

II. Zu § 4 KDO:

(1) Zum Kreis der bei der Datenverarbeitung tätigen
Personen im Sinne des § 4 KDO gehören die in den
Stellen gemäß § 1 Absatz 2 KDO gegen Entgelt be-
schäftigten und ehrenamtlich tätigen Personen. Sie
werden belehrt über:

1. den Inhalt der KDO und anderer für ihre Tätig-
keit geltender Datenschutzvorschriften; dies ge-
schieht durch Hinweis auf die für den Aufga-
benbereich des Mitarbeiters wesentlichen
Grundsätze und im Übrigen auf die Texte in der
jeweils gültigen Fassung. Diese Texte werden
zur Einsichtnahme und etwaigen kurzfristigen
Ausleihe bereitgehalten; dies wird dem Mitar-
beiter bekannt gegeben,

2. die Verpflichtung zur Beachtung der in Nummer
1 genannten Vorschriften bei ihrer Tätigkeit in
der Datenverarbeitung,

3. mögliche disziplinarrechtliche bzw. arbeits-
rechtliche/rechtliche Folgen eines Verstoßes 
gegen die KDO und andere für ihre Tätigkeit gel-
tende Datenschutzvorschriften,
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4. das Fortbestehen des Datengeheimnisses nach
Beendigung der Tätigkeit bei der Datenverar-
beitung.

(2) Über die Beachtung der Verpflichtung ist von den bei
der Datenverarbeitung tätigen Personen eine schrift-
liche Erklärung nach näherer Maßgabe des Ab-
schnittes III abzugeben. Die Urschrift der Verpflich-
tungserklärung wird zu den Personalakten der bei
der Datenverarbeitung tätigen Personen genommen,
welche eine Ausfertigung der Erklärung erhalten.

(3) Die Verpflichtung auf das Datengeheimnis erfolgt
durch den Dienstvorgesetzten der in der Datenver-
arbeitung tätigen Personen oder einen von ihm Be-
auftragten.

III. Zu § 4 KDO:

(1) Die schriftliche Verpflichtungserklärung der bei der
Datenverarbeitung tätigen Personen gemäß § 4
Satz 2 KDO hat zum Inhalt,

1. Angaben zur Identifizierung (Vor- und Zuname,
Geburtsdatum und Anschrift sowie Beschäfti-
gungsdienststelle),

2. die Bestätigung, 

a) dass auf die für den Aufgabenbereich des Mit-
arbeiters wesentlichen Grundsätze und im
Übrigen auf die Texte in der jeweils gültigen
Fassung sowie 

b) auf die Möglichkeit der Einsichtnahme und
etwaigen kurzfristigen Ausleihe dieser Texte

hingewiesen wurde,

3. die Verpflichtung, die KDO und andere für ihre
Tätigkeit geltende Datenschutzvorschriften in der
jeweils gültigen Fassung sorgfältig einzuhalten,

4. die Bestätigung, dass sie über disziplinarrechtli-
che bzw. arbeitsrechtliche/rechtliche Folgen ei-
nes Verstoßes gegen die KDO belehrt wurden.

(2) Die schriftliche Verpflichtungserklärung ist von der
bei der Datenverarbeitung tätigen Person unter
Angabe des Ortes und des Datums der Unter-
schriftsleistung zu unterzeichnen.

(3) Für die schriftliche Verpflichtungserklärung ist das
Muster gemäß der Anlage zu verwenden.

IV. Anlage zu § 6 KDO:

Werden personenbezogene Daten automatisiert verar-
beitet oder genutzt, ist die innerbehördliche oder in-
nerbetriebliche Organisation so zu gestalten, dass sie

den besonderen Anforderungen des Datenschutzes ge-
recht wird. Dabei sind insbesondere Maßnahmen zu
treffen, die je nach der Art der zu schützenden perso-
nenbezogenen Daten oder Datenkategorien geeignet
sind,

1. Unbefugten den Zutritt zu Datenverarbeitungsanlagen,
mit denen personenbezogene Daten verarbeitet oder
genutzt werden, zu verwehren (Zutrittskontrolle),

2. zu verhindern, dass Datenverarbeitungssysteme von
Unbefugten genutzt werden können (Zugangskon-
trolle),

3. zu gewährleisten, dass die zur Benutzung eines Da-
tenverarbeitungssystems Berechtigten ausschließlich
auf die ihrer Zugriffsberechtigung unterliegenden Da-
ten zugreifen können, und dass personenbezogene
Daten bei der Verarbeitung, Nutzung und nach der
Speicherung nicht unbefugt gelesen, kopiert, verän-
dert oder entfernt werden können (Zugriffskontrolle),

4. zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten bei
der elektronischen Übertragung oder während ihres
Transports oder ihrer Speicherung auf Datenträger
nicht unbefugt gelesen, kopiert, verändert oder ent-
fernt werden können und dass überprüft und festge-
stellt werden kann, an welche Stellen eine Übermitt-
lung personenbezogener Daten durch Einrichtungen
zur Datenübertragung vorgesehen ist (Weitergabe-
kontrolle),

5. zu gewährleisten, dass nachträglich überprüft und
festgestellt werden kann, ob und von wem perso-
nenbezogene Daten in Datenverarbeitungssysteme
eingegeben, verändert oder entfernt worden sind
(Eingabekontrolle),

6. zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten, die
im Auftrag verarbeitet werden, nur entsprechend
den Weisungen des Auftraggebers verarbeitet wer-
den können (Auftragskontrolle),

7. zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten ge-
gen zufällige Zerstörung oder Verlust geschützt sind
(Verfügbarkeitskontrolle),

8. zu gewährleisten, dass zu unterschiedlichen Zwecken
erhobene Daten getrennt verarbeitet werden können.

V. Zu § 12 Absatz 3 KDO:

(1) Die Unterrichtung des Betroffenen (§ 2 Absatz 1
KDO) über eine Übermittlung gemäß § 12 Absatz 3
Satz 1 KDO erfolgt schriftlich.

(2) Sie enthält

1. die Bezeichnung der übermittelnden Stelle ein-
schließlich der Anschrift,
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2. die Bezeichnung des Dritten, an den die Daten
übermittelt werden, einschließlich der Anschrift,

3. die Bezeichnung der übermittelten Daten.

VI. Zu § 13 Absatz 1 KDO:

(1) Der Antrag des Betroffenen (§ 2 Absatz 1 KDO) auf
Auskunft ist schriftlich an die verantwortliche Stelle
(§ 2 Absatz 8 KDO) zu richten oder dort zu Proto-
koll zu erklären.

(2) Der Antrag soll die Art der personenbezogenen Da-
ten, über die Auskunft begehrt wird, näher be-
zeichnen. Der Antrag auf Auskunft über personen-
bezogene Daten, die weder automatisiert verarbei-
tet noch in einer nicht automatisierten Datei ge-
speichert sind, muss Angaben enthalten, die das
Auffinden der Daten ermöglichen.

(3) Der Antrag kann beschränkt werden auf Auskunft
über

1. die zur Person des Betroffenen gespeicherten
Daten oder

2. die Herkunft dieser Daten oder

3. die Empfänger oder Kategorien von Empfän-
gern, an die die Daten weitergegeben worden
sind oder

4. den Zweck, zu dem diese Daten gespeichert
sind.

(4) Vorbehaltlich der Regelung in § 13 Absatz 3 KDO
wird die Auskunft in dem beantragten Umfang von
der verantwortlichen Stelle (§ 2 Absatz 8 KDO)
schriftlich erteilt.

(5) Wenn die Erteilung der beantragten Auskunft
gemäß § 13 Absatz 2 oder 3 KDO zu unterbleiben
hat, so ist dies dem Antragsteller schriftlich mitzu-
teilen. Die Versagung der beantragten Auskunft soll
begründet werden. Für den Fall, dass eine Be-
gründung gemäß § 13 Absatz 4 KDO nicht erfor-
derlich ist, ist der Antragsteller darauf hinzuwei-
sen, dass er sich an den Diözesandatenschutzbe-
auftragten wenden kann; die Anschrift des Diöze-
sandatenschutzbeauftragten ist ihm mitzuteilen.

VII. Zu § 13 a KDO:

(1) Die Benachrichtigung des Betroffenen (§ 2 Absatz 1
KDO) gemäß § 13 a Absatz 1 KDO erfolgt, soweit
die Pflicht zur Benachrichtigung nicht nach § 13 a
Absatz 2 und 3 entfällt, schriftlich durch die ver-
antwortliche Stelle. 

(2) Sie enthält

1. die zur Person des Betroffenen gespeicherten
Daten,

2. die Bezeichnung der verantwortlichen Stelle,

3. den Zweck, zu dem die Daten erhoben, verar-
beitet oder genutzt werden.

4. die Empfänger oder Kategorien von Empfän-
gern, soweit der Betroffene nicht mit der Über-
mittlung an diese rechnen muss.

VIII. Zu § 14 KDO:

(1) Der Betroffene (§ 2 Absatz 1 KDO) kann schriftlich
beantragen, ihn betreffende personenbezogene Da-
ten zu berichtigen oder zu löschen. Der Antrag ist
schriftlich an die Stellen gemäß § 1 Absatz 2 Nr. 2
und 3, im Falle des § 1 Absatz 2 Nr. 1 an das Bis-
tum zu richten.

(2) In dem Antrag auf Berichtigung sind die Daten zu
bezeichnen, deren Unrichtigkeit behauptet wird. Der
Antrag muss Angaben über die Umstände enthalten,
aus denen sich die Unrichtigkeit der Daten ergibt.

(3) In dem Antrag auf Löschung sind die personenbe-
zogenen Daten zu bezeichnen, deren Speicherung
für unzulässig gehalten wird. Der Antrag muss An-
gaben über die Umstände enthalten, aus denen
sich die Unzulässigkeit der Speicherung ergibt.

(4) Die zuständige Stelle entscheidet schriftlich über
Anträge gemäß Absatz 1. Die Entscheidung ist dem
Antragsteller bekannt zu geben. Im Falle des § 14
Absatz 8 KDO sind ihm die Stellen anzugeben, die
von der Berichtigung, Löschung oder Sperrung ver-
ständigt worden sind. Ist eine Verständigung auf-
grund des § 14 Absatz 8 KDO unterblieben, sind
dem Antragsteller die Gründe dafür mitzuteilen.

(5) Der Widerspruch gemäß § 14 Absatz 5 KDO ist
schriftlich oder zur Niederschrift bei der verant-
wortlichen Stelle (§ 2 Absatz 8 KDO) einzulegen.
Die Umstände, aus denen sich das schutzwürdige
Interesse des Betroffenen wegen seiner besonderen
persönlichen Situation ergibt, sind von dem Be-
troffenen darzulegen. Die verantwortliche Stelle
entscheidet über den Widerspruch in geeigneter
Form. Die Entscheidung ist dem Betroffenen be-
kannt zu geben.

Freiburg i. Br., den 30. Dezember 2003

Dr. Fridolin Keck
Generalvikar
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Anlagen

1. Zu Abschnitt I. KDO-DVO ( § 3 a KDO Meldung von
Verfahren automatisierter Verarbeitungen) 

Die Notwendigkeit für die in den nachfolgenden For-
mularen (Muster 1 und Muster 2) geforderten Anga-
ben ergibt sich aus § 3 a KDO. Für jedes automati-
sierte Verfahren einer verantwortlichen Stelle füllt
der Rechtsträger (§ 1 Absatz 2 KDO) ein Formular
nach Muster 1 und Muster 2 aus. 

Muster 1

Allgemeine Angaben (§ 3 a Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2 KDO)

1. Name und Anschrift

1.1 des Rechtsträgers (§ 1 Absatz 2 KDO) 
(z. B. Kirchengemeinde)

1.2 der verantwortlichen Stelle ( Jede Person oder
Stelle, die personenbezogene Daten für sich
selbst erhebt, verarbeitet oder nutzt oder dies
durch andere im Auftrag vornehmen lässt [§ 2
Absatz 8 KDO]) (z. B. Kindergarten der Kir-
chengemeinde)

2. Vertretung der verantwortlichen Stelle

2.1 der nach der Verfassung (Statut, Geschäftsord-
nung, Satzung) berufene Leiter der verantwort-
lichen Stelle (z. B. Leiterin des Kindergartens
der Kirchengemeinde)

2.2 mit der Leitung der Datenverarbeitung in der
verantwortlichen Stelle beauftragte Personen
(z. B. beauftragte Gruppenleiterin im Kinder-
garten der Kirchengemeinde)

Besondere Angaben (§ 3 a Abs. 2 Nr. 3 bis Nr. 7 KDO)

3. Zweckbestimmung der Datenerhebung, -verarbei-
tung oder -nutzung (z. B. Mitglieder- und Bestands-
pflege) 

4. Betroffene Personengruppen und Daten oder Daten-
kategorien

4.1 Beschreibung der betroffenen Personengrup-
pen (z. B. Arbeitnehmer, Gemeindemitglieder,
Patienten usw.)

4.2 Beschreibung der diesbezüglichen Daten oder
Datenkategorien (Mit „Daten“ sind „personen-
bezogene Daten“ i. S. d. § 2 Absatz 1 KDO ge-
meint, wie z. B. Name, Anschrift, Geburtsda-
tum, Religionszugehörigkeit. Grundsätzlich
reicht jedoch die Angabe von Datenkategorien,
z. B. Personaldaten, aus. Sogenannte „beson-
dere Arten personenbezogener Daten“ [vgl. § 2
Absatz 10 KDO] sind entsprechend anzugeben.)

5. Empfänger oder Kategorien von Empfängern, denen
die Daten mitgeteilt werden können (Jede Person
oder Stelle, die Daten erhält [§ 2 Absatz 9 KDO]) (z. B.
Behörden, kirchliche Stellen, Versicherungen, ärztl.
Personal usw.) 

6. Regelfristen für die Löschung der Daten

7. Geplante Datenübermittlung ins Ausland

_______________________ _______________________
Ort, Datum Unterschrift

Muster 2

Allgemeine Angaben (§ 3 a Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2 KDO)

1. Name und Anschrift

1.1 des Rechtsträgers (§ 1 Absatz 2 KDO) 
(z. B. Kirchengemeinde)

1.2 der verantwortlichen Stelle ( Jede Person oder
Stelle, die personenbezogene Daten für sich
selbst erhebt, verarbeitet oder nutzt oder dies
durch andere im Auftrag vornehmen lässt [§ 2
Absatz 8 KDO]) (z. B. Kindergarten der Kirchen-
gemeinde)

2. Vertretung der verantwortlichen Stelle

2.1 der nach der Verfassung (Statut, Geschäftsord-
nung, Satzung) berufene Leiter der verantwort-
lichen Stelle (z. B. Leiterin des Kindergartens
der Kirchengemeinde)

2.2 mit der Leitung der Datenverarbeitung in der
verantwortlichen Stelle beauftragte Personen
(z. B. beauftragte Gruppenleiterin im Kinder-
garten der Kirchengemeinde)

Besondere Angaben (§ 3 a Abs. 2 Nr. 8 und Nr. 9 KDO)

3. Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit der
Verarbeitung (z. B. Konfigurationsübersicht, Netz-
werkstruktur, Betriebs- und Anwendungssoftware,
spezielle Sicherungssoftware usw.)

4. Zugriffsberechtigte Personen

_______________________ _______________________
Ort, Datum Unterschrift
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2. Zu Abschnitt III. KDO-DVO ( § 4 Satz 2 KDO):

Verpflichtungserklärung

Ich verpflichte mich, 

1. die Ordnung über den kirchlichen Datenschutz – KDO
– des Erzbistums Freiburg vom 30. Dezember 2003
sowie die anderen für meine Tätigkeit geltenden Da-
tenschutzregelungen einschließlich der zu ihrer
Durchführung ergangenen Bestimmungen sorgfältig
einzuhalten und bestätige, dass ich auf die wesentli-
chen Grundsätze der für meine Tätigkeit geltenden
Bestimmungen hingewiesen wurde. Ich wurde fer-
ner darauf hingewiesen, dass die KDO und die Texte
der übrigen für meine Tätigkeit geltenden Daten-
schutzvorschriften bei ... eingesehen und auch für
kurze Zeit ausgeliehen werden können.

2. das Datengeheimnis auch nach Beendigung meiner
Tätigkeit zu beachten. 

Ich bin darüber belehrt worden, dass ein Verstoß gegen
das Datengeheimnis gleichzeitig einen Verstoß gegen
die Schweigepflicht darstellt, der disziplinarrechtliche
beziehungsweise arbeitsrechtliche/rechtliche Folgen 
haben kann. 

Diese Erklärung wird zu den Akten genommen. 

Vor- und Zuname, Anschrift:

_______________________ _______________________
Ort, Datum Unterschrift

Nr. 261

Erteilung der Diakonenweihe

Weihbischof Dr. Bernd Uhl hat am 26. Oktober 2003
Herrn Franz-Josef Haas zum Diakon geweiht. Franz-
Josef Haas ist als hauptberuflicher Ständiger Diakon 
in der Seelsorgeeinheit Freiburg-Stühlinger tätig.

Besetzung von Pfarreien

Der Herr Erzbischof hat mit Urkunde vom 17. Dezem-
ber 2003 die Pfarreien Hl. Dreifaltigkeit Kämpfelbach-
Bilfingen, Christ-König Kämpfelbach-Ersingen und 
Maria Königin Ispringen, Dekanat Pforzheim, Pfarrer
Thomas Kuhn, bisher Pfarradministrator in Kämpfel-
bach-Bilfingen, verliehen.

Im Herrn sind verschieden

28. Dez. 2003: Pfarrer i. R. Libor Koval, Freiburg,
† in Freiburg

5. Jan. 2004: Pfarrer i. R. Alfred Behr, Haslach, 
† in Offenburg

6. Jan. 2004: Pfarrer i. R. Erhard Reinkober, Friesen-
heim, † in Friesenheim

Personalmeldungen
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